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indessen häufig in England, daß Anstalten, welche ursprünglich für die armen Klassen
gegründet waren, später zu den vermögenden Klassen übergegangen sind, und
namentlich ist dies mit mehreren Schulen der Fall. Ein Beispiel hiervon beweist
die Schule in Newgate-Street, welche Cdrists-llospl^l oder Muk-CZoat-SvItool
genannt wird. Den letzten Namen erhielt sie bei ihrer Begründung durch die
Bedingung, daß die Eleven stets mit blauen Kitteln oder Talaren gehe»
mußten, wozu gelbe Strümpfe und Schuhe mit Schnallen gehörten; auch
mußten sie stets ohue Kopfbedeckung gehen, waö noch daö Einzigste ist,
was seit der Stiftung unverändert geblieben. Die Schule wurde 13!^ von
Eduard dem VI. gestiftet, welcher dieselbe znr Aufnahme und zum Unterricht
für die armen „ Blaucn-Kittcl-Kiuder" bestimmte. Nach und nach wurde sie aber
stets mehr eine gelehrte Schule, weil die, welche die Plätze zu vergeben hatten, die¬
selben ans dem Mittelstande besetzten. Carl II. vermehrte sie mit einer Mathematik-
klasse für 40 (später öö) Kinder, nnd diese 36 Kinder werden zufolge eines alten
Gebrauchs uoch jetzt jeden Neujahrstag bei Hofe präsentirt, nnd jeden Oster¬
montag besuchen sie die Börse nnd den nächsten Tag den Lordmajor in seiner
Residenz, Nalision-llousk. Die Zahl der Eleven ist 900 nnd außerdem ein
dazu gehörendes Filialinstitut in Hartford für L00 Kinder. Allein die alte In¬
schrift der Schule, dieselbe sei für arme Kinder bestimmt, ist in jeder Rücksicht
erloschen. Dies ist, wie erwähnt, »ur ein einzelnes Beispiel der reichen In¬
stitutionen, welche den Armen genommen sind; wenn die englische Gemeinde jetzt
daher große Opfer bringt nnd den Districts- nnd Bürgerschulen bedeutende
Geldmittel zufließen läßt, so bezahlt sie zugleich eine alte Schuld, indem sie das
Vergehen der Borgänger sühut.

Politische Stimmung in deutschen Städten.

Seit Aufaug dieses Wiutcrs habe» sich in einzelnen größeren Städten
Deutschlands bei der Wahl von Gemcindevertrctcrn die ersten Symptome einer
liberalen Richtung nnd gesetzlichen Opposition gezeigt. Seit zwei Jahren schien
der selbstständigeWille und das Interesse an der Politik im Bürgerthum Deutsch¬
lands ganz vernichtet. Nur noch in den preußischen Kammern rcpräsentirte eine
Anzahl von talentvollen Männern das liberale Element im deutschenStaatslcben,
eine Minorität, welche von der öffentlichen Meinung verlassen schien. Es war
eine traurige Zeit der politischen Schwäche, nnd Niemand hätte sie schmerzlicher
empfinden sollen, als die Regierungen selbst. Denn diese waren in der That in
einer ähnliche» Lage, wie sie Lord Brougham als Mitglied des Whigministerinms
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im Jahre 1882 bei der englischen Regierung beklagte, sie waren zu stark, denn
sie hatten keine kräftige Opposition, welche ihren Maßregeln die Parteieinseitigkeit
nahm, eine gründliche Discussion und sorgfältige Prüfung ihrer Schritte möglich
machte, die Contrvle übte, die öffentliche Meinung aufkläre» und die Verantwort¬
lichkeit für die erlassenen Gesetze dem Ministerium tragen helfe. Wenn unsre
Staatsmänner nicht alle das Verhängnisvolle eines solchen Zustandes eingesehen
habe», so ist doch sehr sicher, daß sie sich dieser Ueberzeugung einst nicht werden
entziehen können. Es war eine merkwürdige und peinliche Periode, welche ganz
Deutschland dnrchznmacheu hatte, und mit gespannter Aufmerksamkeitmußte der
Patriot zusehe», wie lange die Fluthwelle der Reaction fortströmen wurde, die
den festen Grund politischer Selbständigkeit nnd verständiger Kraft im Volte
überdeckte. Bis zum Ausgange des letzten Jahres war nirgend eine Abnahme
dieser Richtung zu merke». Noch die preußischen Wahlen zu den neuen Kammern
hatten eine nltracvuservative Partei iu voller Stärke gezeigt. Aber fast zu
derselbe» Zeit tauchte hier und da iu verschiedene» Städten Deutschlands, zunächst
uur iu den begrenzten Kreisen des Gcmeindelebcns, wieder etwas von Selbst-
ständigteit nnd liberaler Anschauung des Lebens auf, wie einzelne kleine Eilande
aus der Ucberschwemmnng. Nnd wie man iu der Natur eiue solche Erscheinung
als den Anfang der Ebbe betrachtet, so wird man sich anch in der deutschen
Politik nicht täuschen, weun man annimmt, daß die Reaction in dem Vollsgcmüth
den höchsten Puukt gegenwärtig bereits erreicht hat, nud daß eiu Umschlag in
der öffentliche» Meinung sich langsam, aber uuanfhaltsam vorbereitet. Damit ist
noch nicht gesagt, daß auch die Herrschaft anderer Principien in der Staats-
regieruug nahe bevorstehe. .Im Gegentheil, es ist wahrscheinlich, daß wir noch
viele und eifrige Maßregeln der Regierungen erleben werden, welche aus der
herrscheudcu Stimmuug der letzten vergangeneu Jahre hergeleitet werden müssen,
und es ist nicht weniger wahrscheinlich, daß der nene Geist lange Zeit nnd harte
Kämpfe nöthig haben wird, nm zu erstarken und sich im Staatöleben durchzusetzen,
denn eS sind bis jetzt in der That nur die ersten schwachen Wandelungen der
öffentlichen Meinung zn berichten. Aber eben deshalb, weil sie die ersten find,
crregeu sie eiu allgemeines Interesse und verdienen eine kurze Darstellung.

In Frankfurt a. M. war unterm li. Oct. d. I. ein Bundesbeschluß ver¬
kündigt worden, der die iu den Jahren 1848 nud 1849 getroffenen Abänderungen
der Staatsverfassuug uameutlich im Betreff der Wahl der gesetzgebenden Ver¬
sammlung, so wie der politischen Gleichstellung der Jude», Landbewohner nnd
Beisassen, als nicht ans gesetzlichem Wege herbeigeführt bezeichnete nnd alle etwa
nöthigen Veränderungen der alten Versassung vou 18-16 uur auf dem durch diese
selbst vorgeschriebenen Wege durchführbar erklärte. Dem gemäß erließen am
14. Octobcr Bürgermeister nnd Rath der freien Stadt ein Ausschreiben, durch
welches nur die christlichen Bürger der Stadt zur Bildung des Wahlcollegi-
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»ms der 76 Bürger eingeladen wurden, welche die zur nächsten gesetzgebenden
Versammlung bestimmteu 4!i Glieder aus löblicher Bürgerschaft wählen sollte.
Ueber diese so leichte und glückliche Lösuug der wirren Verfassungsfrage herrschte
große Freude im Lager der sogenannten Reform - Frennde, jener reactionaircn
Partei, welche durch ihre Agitationen gegen die aus den Jahren der Revolution
hcrstammendcn Gesetze nicht wenig zum Erlaß deö BuudeSbeschlussesbeigetragen
haben dürfte, und die Postzeituug versicherte auf das Bestimmteste, daß über
jene NestanrationSmaßregel keine Mißstimmung in der Bürgerschaft zu bemerken
sei, und daß man sich allgemein sreue über daS Ende der mehrjährigen leidigen
Verfassnugswirren uud über die Rückkehr der öffentlichenZustände zu dem be¬
währten Alten. Auffallen mußte indeß, daß die Reformpartei nicht im Stande war, den
18.Oct. als den Jahrestag der Verleihung der Versassung von 1816 wieder zu einem
öffentlichen nnd allgemeinen Festtage, was er vor 18i8 gewesen war, zu stempeln; der
letzte Zweifel über die Stimmung der Bürgerschaft mußte aber schwinden, als am
SU. October das Ergebniß der an den beiden vorhergehenden Tagen stattgehabten
ttrwahlen bekannt wnrde. Seit vielen Jahren war nicht eine so große Masse
von Stimmzetteln eingereicht worden als dieses Mal; es hatten im Ganzen
2348 Bürger in den 3 Abtheilungen ihr Wahlrecht ausgeübt, 509 mehr als im
vorhergehendenJahre, nnd das Ergebniß war ein entschiedener Sieg der Liberalen,
die mit 1-1 Stimmen (43 gegen 32) in der Mehrheit geblieben waren. Aller¬
dings war diese Mehrheit au sich nicht übermäßig bedeutend, allein sie reichte,
Dauk dem indirccten Wahlvcrfahren, vollkommen hin, sämmtlichen Kandidaten
der Liberalen zur gesetzgebendenVersammlung die versassungSmäßige absolute
Stimmenmehrheit zu sicher». Wahrscheinlich ans Furcht vor einem solchen End¬
resultat übergab am 22. October eine Anzahl Wahlmänuer der 3. Abtheilung,
in welcher die Neformfrenude gesiegt hatten, dem äller» regierenden Bürgermeister
einen Protest gegen die Willigkeit der Wahlen der 1. Abtheilung, iu welcher V»
der gewählte» Wahlmänner ans „Gothanern" bestand, wegen augeblich dabei vor¬
gekommener Unrichtigkeiten. Siebzig Bürger, behauptete man, hätten unberechtigter
Weise iu der -I. Abtheilung gestimmt, und nur dadurch sei jenes den Gothanern
günstige Resultat erzielt worden; auch Deutschkalholikcu hätten mit gestimmt,
vbwol sie als Mitglieder einer nur geduldeten Konfession dazu nicht befugt
gewesen seien, u. dgl. »i. Der Senat schenkte diesen Angaben geneigtes Gehör
uud schrieb für die 1. Abtheilung eine Neuwahl auf den 1. nnd 2. November
aus, obwohl sich herausstellte, daß diese so stark betonten Unrichtigkeitenlediglich
darin bestauben, daß ei» Lithograph nnd ein Buchdrucker iu gutem Glaube» i»
der -I. Abtheilung gestimmt hatten, während sie als prädicirte ,,Handelsleute" iu
der 2. Abtheilung hätten stimmen solle». Der Zudraug zu den Wahlurnen war
am 1. »ud 2. November noch viel größer als bei der ersten Wahl, eS wnrden
130 Stimme» mehr abgegeben als am 18. nnd 19. October, »»d die Conser-
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vativeu mußten ihre Anfechtung des ersten Wahlergebnisses mit der entschiedensten
Niederlage bezahlen; denn während sie bei der ersten Wahl wenigstens 7 Kan¬
didaten (unter 2ü) in die 1. Abtheilung zu briugeu vermochten, fielen sie jetzt
mit ihreu sämmtlichen Kandidaten durch, alle Äli Wahlmäuuer wurden ans der
liberalen Partei gewählt, und es standen uunmehr in dem neu zusammengesetzten
Wahlcollegium die Liberalen mit ö0 den Cvuservativeu mit 2ö Stimmen gegen¬
über. Unter solchen Umständen tonnte es nicht ausfallen, daß die iu der gesetz¬
gebenden Versammlung zu wählenden />!> Bürger uud deren i!> Ersatzmänner
ohne Ausnahme der liberalen Partei entnommen worden sind. Dieser
unbedingte Sieg der liberalen Partei ist übrigens noch deshalb interessant, weil
die „Gothancr" nicht blos die lebhaften Agitationen der cvuservativeu Resvrmpartei,
sondern auch die passive Theilnahmlvsigkeit der Demokraten gegen sich hatten.
Der Sieg der Liberalen hat in der Entwickelung der Verfassungstrists der freien
Stadt bis jetzt allerdings noch keine positiven Erfolge gehabt; es ist ihm aber
weuigsteus daö Eine zn danken, daß die in vollem Anlaufe daherstürmeude
Rcstauratiou veralteter uud durch Gesetze längst aufgehobener Einrichtungen seit
jenen denkwürdigen Wahlen gehemmt ist. Die gesetzgebende Versammlung hat
wenigstens ihr und des Senats Rechte energisch und in würdevoller Weise
gewahrt; nud auch das ist der Beachtung uud der Anerkennung werth.

In Breslan hatten Mitte November Ersatzwahlen für das verfassungsmäßig-
ausgelöste Drittheil des Gemcinderathcs und die außerdem erledigten ö Mandate
von Gemeindevcrvrdneten stattzufinden. Die 1. Abtheilung der Wähler harte 13,
die 2. Abtheilung 14, die 3. Abtheilung 12 Wahlen vorzunehmen. Die Comites
der verschiedenenBezirke waren dadurch in volle Thätigkeit gesetzt worden. Am
1Z. und 13. November wurden Vorversammlungen abgehalten, Kandidaten aus¬
gestellt, Wahlzettel vertheilt. Für die 1. Abtheilung erhielten die Wähler zwei
Listen, eine durch die Post, eine durch den Boten der Ressource. Die letztere
Liste ließ eine namhafte Anzahl derjenigen ausgeloosten Gemcindevervrdnetcu
vermissen, welche bei den Abgcorduetcn-Wahleu zum Laudtag für die Kandidaten
der Opposition, die H. Gräff uud Weutzel, gestimmt hatten. Unter dem Vor¬
geben, lediglich tüchtige Communalvertreter zu empfehlen, hatte man nicht wenige
nm das Interesse der Stadtgemeinde hochverdiente Männer ihrer politischen
Nichtuug wegen von deu Wahlen ausgeschlossen.— Die Versammlungen waren
im Ganzen nur spärlich besucht, doch entsprach die Betheiligung an den Wahlen
selbst, namentlich in der 3. Klasse, so ziemlich den gehegten Wünsche». In
mehreren Bezirken war der Wahlkampf hartnäckig. Oft schwankte das Resultat
bis zum letzten Augenblick uud wurde dann durch wenige Stimmen kurz vor dem
Schlüsse der Wahlhandlung entschieden. Der Sieg der Liberalen war nach
Umständen ein vollständiger, iudem zwei Drittheile der Wahlen ans ihre
Kandidaten sielen. Die Demokraten haben in Breslau mitgewählt. Aus dem
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Verhältniß der Stimmen ergab sich, daß die evuservativc Partei, deren Organi¬
sation — von der Negierung begünstigt — die vollständigsteist, doch höchstens
^ der Wähler beherrscht, während die cvustitutiouelle Partei V», die Demokraten
ungefähr der Stimmen hatten, die beiden letzteren ohne jede genügende
Parteiorganisation.

Im Königreich Sachsen wurde in Folge eines auf dem letzten Landtage ver¬
einbarten Gesetzes die Anflösuug der bisherigen uud die Wahl neuer Gcmeindc-
vertrctuugeu nöthig. Bis zum Jahre 18i8 bestand für die Wahlen der Ge-
mcindcvcrtrcler in den über 200 stimmfähige Bürger zählcudcn Städten das
iudirecte Wahlverfahrcu; durch das Gesetz vom 17. Nov. -I8i8 war das directe
Wahlverfahrcn eingeführt, und es erfolgte zugleich, iu nothwendiger Consequenz
dieser Aenderung, eine gänzliche Erneuerung der Gemeiudevertrctnugen durch
allgemeine directe Wahlen. Die unmittelbare Folge jeuer Maßregel war damals
ein augenblickliches Uebergcwichtder radicalcu Partei im Schvoße der ncn cow
stitnirten Collegien, allein die Ergäuznngswahleu der nächsten Jahre hatten fast
überall das frühere Verhältniß der Parteien wieder hergestellt, und nirgend hat
man, namentlich seit der Unterdrückung der Maiunrnhen des Jahres 18/« 9,
Gelegenheit gehabt, ein schädliches Uebergcwicht ersterer Ansichten, vdcr cine uu-
berechtigtesystematische Opposition gegen die städtischen oder die höheren Staats¬
behörden in den Stadtvervrdnetencollcgicn zn entdecken. Bei solchen Erfahrungcu
mußte die Wiedereinführung des vormärzlichenWahlverfahrcnS und die dadurch
bedingte vollständige Neuwahl der Gemeindevertretungen fast als bedenklich er¬
scheinen, wenn man nicht auuchmen wollte, daß die dieser Maßregel zu Grunde
liegenden Motive theils iu den Cvnseaucuzen des Systems zn suchen siud, welches
grundsätzlich alle Spurcu der Bewegung vou 1848 iu den staatlichen Einrichtungen
vertilgen will, theils durch die Hoffnung eingegeben wnrden, in allgemeinen Neu¬
wahlen die wenige» iu den Gemeindevertretungen noch vorhandenen liberalen
Elemente zn beseitigen. — Im Laufe der letztverflosscnen Monate haben die Neu¬
wahlen der Stadtvcrordueteu-Cvllegien im ganzen Lande stattgefunden, und zwar,
wie es scheint, iu den kleine» nnd einzelne» Mittelstädten ganz im Sinne der
Ncgiernug. Ziemlich zuletzt unter allen Städten, erst gegen Ende December,
hatte auch die Bürgerschaft Leipzigs die Wahl neuer Vertreter der Stadt-
gcmcinde vorzunehmen. Die Betheiligung der Wähler war größer als iu den
letzten Jahren, die abgegebenen Stimmzettel zeigten eine wohldiöciplinirteThätig¬
keit aller Fractioueu der liberalen Partei, nnd das Ergebniß der Abstimmung
war auch hier die entschiedene Niederlage der Konservativen, die nur wenige ihrer
Koryphäen auf die Wahlmäuuerliste brachte». Man kann annehmen, daß bei
dem directe» Wahlmodus die cvnservative Partei allerwcnigsteus eben so viele
E.aiididaten in die Stadtverorduetenversauimlnng gebracht habe» würde, als sie
aus die Wahlmäuuerliste zn bringen vermocht hat. Allein es liegt im Wesen der
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indirectcn Wahlen, daß die Mehrheit der Wahlmänner, bei nur einiger Partei¬
disciplin, die von der Gesammtheit derselben vorzunehmenden Wahlen ausschließlich
uud unbeschränkt beherrscht. Uud so geschah es auch in Leipzig. Bei der desiuitiveu
Wahl der Stadtverordneten fielen sä mm tli chc Kandidaten der Konservativendurch,
bis auf ciucu einzigen, der seiner großen Tüchtigkeit und allgemein respeetirten Per¬
sönlichkeit wegen, mit Unterstützung der andern Partei, die nöthige Stimmcnzahl
erhielt. Ein so vollständiger Sieg der liberalen Partei ist in Leipzig noch nicht
vorgekommen,so lange es überhaupt Stadtverordnete zu wählen gab. Männer,
welche vorher eine nicht unwichtige Stellung iu dem Leipziger Gemcindewesen
bekleideten, welche oft au der Spitze großer Majoritäten standen, welche die
Stadt oder den Handelsstand in den Ständeversammlnngen vertraten, — sie sind
spnrloS verschwunden von der Liste der Gewählten, uud haben thcilweise nicht ein¬
mal unter den Ersatzmännern ein bescheidenes Plätzchen gefunden. Männer wie
Poppe, der noch in der letzten Ä. Kammer eine Rolle spielte nnd später von
Hrn. v. Bcnst mit dem damals vielbesprochenenBriefe über die Zollfrage be¬
ehrt wurde; oder wie Wünning, der von Seiten der sächs. Regierung dem Ver¬
treter derselbe» aus den Wiener Konferenzenbeigcgeben und in dieser Stellung
mehrfach ausgezeichnetworden war, uud viele Andere, deren bürgerliche uud gescll-
schafliche Stellung ihnen bisher stets einen Platz im Schvvße der Vertreter der
Stadt gesichert hatte, sind dieses Mal vollständig unberücksichtigt geblieben. Man
kann die Exclnsivität, mit welcher die Aufstellung der Candidatcnliste betrieben
wurde, mißbilligen; man kann den durch das Wahlergebnis)herbeigeführten Ver¬
lust mehrerer der tüchtigsten nnd bewährtesten Arbeitskräste im Interesse der Stadt
bedauern, und mau wird vor Allem bemerken müssen, daß die große Majorität
der neuen Stadtvertreter nicht der coustitutiouellcn Partei, sondern — wie bei der po¬
litischen Vergangenheit Leipzigs natürlich — einer gemäßigten Demokratie angehört,
deren Antecedenticn doch ziemlich zweifelhafterNatur sind, uud deren Haltung in
der Gegenwart noch nirgend erprobt worden ist, aber man darf sich nicht verhehlen,
daß die Thatsache selbst, betrachtet im Zusammenhange mit den Erreignissen in
anderen Städten, ein Zeichen der Stimmung ist, welche sich langsam umkehrt.
Uebrigens hat die Negierung wcgeu Formfehlern die Bestätigung der Leipziger
Wahlen verweigert.

Rechnet mau zu diese» Ereignissennoch, daß auch in anderen großen Städten
Prcnßens bei den letzten Deputirtenwahlcn eine Verstärkung der cvnstitntionellcn
Partei sichtbar war, so wird man das Bedeutsame dieser Vorgänge nicht abläug-
nen können, gleichviel ob der Einzelne je nach seiner Richtung darüber Freude
oder Zorn empfindet.
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